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Text 

Sicherheitsüberprüfung 

§ 55. (1) Sicherheitsüberprüfung ist die Abklärung der Vertrauenswürdigkeit eines Menschen 
anhand personenbezogener Daten, die Aufschluß darüber geben, ob Anhaltspunkte dafür bestehen, daß er 
gefährliche Angriffe begehen werde. 

(2) Bei der Einbeziehung von Daten in eine Sicherheitsüberprüfung ist die Verhältnismäßigkeit 
zwischen den Interessen des Privat- und Familienlebens des Betroffenen gegenüber den zwingenden 
öffentlichen Interessen, insbesondere zur erforderlichen Geheimhaltung jener Informationen zu wahren, 
zu denen der Betroffene bei der Wahrnehmung der Funktion, die er innehat oder anstrebt, Zugang hat 
oder erhalten würde; soweit diese Funktion auch Zugang zu Information aus dem Bereich ausländischer 
Behörden, internationaler Organisationen oder sonstiger zwischenstaatlicher Einrichtungen eröffnet, ist 
bei der Durchführung der Sicherheitsüberprüfung auf Geheimschutzstandards dieser Behörden oder 
Organisationen Bedacht zu nehmen. 

(3) Eine Information ist 

 1. „vertraulich“, wenn sie unter strafrechtlichem Geheimhaltungsschutz steht und ihre 
Geheimhaltung im öffentlichen Interesse gelegen ist; 

 2. „geheim“, wenn sie vertraulich ist und ihre Preisgabe zudem die Gefahr erheblicher Schädigung 
volkswirtschaftlicher Interessen einer Gebietskörperschaft oder erheblicher Schädigung der 
auswärtigen Beziehungen oder der Interessen des Bundes an der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit oder der umfassenden Landesverteidigung schaffen würde; 
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 3. „streng geheim“, wenn sie geheim ist und überdies ihr Bekanntwerden eine schwere Schädigung 
nach Z 2 wahrscheinlich machen würde. 

(4) Die Sicherheitsüberprüfung bezieht jene personenbezogenen Daten ein, die die 
Sicherheitsbehörden in Vollziehung von Bundes- oder Landesgesetzen ermittelt haben; darüber hinaus 
dürfen Daten durch Anfragen an andere Behörden oder sonst ermittelt werden, wenn der Betroffene eine 
Funktion innehat oder anstrebt, mit der ein Zugang zu geheimer Information oder zu Information 
verbunden ist, die durch Überwachungsmaßnahmen nach § 136 Abs. 1 Z 3 StPO gewonnen worden ist 
(erweiterte Ermittlungsermächtigung). 

Schlagworte 

Privatleben, Bundesgesetz 

Zuletzt aktualisiert am 

18.05.2018 

Gesetzesnummer 

10005792 

Dokumentnummer 

NOR40093238 


